
yl
Hintergrund
1990 wurde versucht die Frage der Zuständigkeit für das Asyl-
verfahren von AsylwerberInnen im Dubliner Übereinkommen zu
regeln. Österreich ist diesem Übereinkommen nach dem EU-
Beitritt 1997 beigetreten. 2003 wurde die Dublin-II-Verordnung
erlassen, die schließlich nach neuerlichen Reformen seit 2013
als Dublin-III-Verordnung (Dublin-III-VO) angewendet wird.

Die Dublin-III-VO ist Teil des „Gemeinsamen Europäischen
Asylsystems (GEAS)“, dessen Ziel es war eine einheitliche Asyl-
und Flüchtlingspolitik in der EU zu verwirklichen. Europäische
Verordnungen wie die Dublin-III-VO sind in Österreich (und
allen anderen EU-Staaten) unmittelbar anwendbare Gesetze,
d.h. es ist nicht erforderlich, sie durch das Erlassen von ent-
sprechenden Gesetzen in nationales Recht umzusetzen.

Von Anfang an gab es von Seiten der NGOs, aber auch mit
der Durchführung befasster Behörden, Kritik an der Verord-
nung. Auch Evaluierungen haben gezeigt, dass das System
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wenig effizient ist und immer wieder zu Härtefällen führt. Ein
zentrales Problem sind neben der Verzögerung der Verfahren
die unterschiedlichen Standards in den einzelnen Mitgliedsstaa-
ten sowohl bei der Aufnahme von Flüchtlingen als auch beim
Asylverfahren.

Ziele der Dublin-III-VO

Durch die Dublin-Verordnung soll klargestellt werden, welcher
Mitgliedsstaat für die Durchführung eines Asylverfahrens zu-
ständig ist. Es soll verhindert werden, dass Flüchtlinge in meh-
reren Mitgliedsstaaten Asylanträge stellen, oder dass sie von
Mitgliedsstaat zu Mitgliedsstaat weitergeschoben werden.

Schließlich soll auch verhindert werden, dass Familienmit-
glieder getrennt werden, weil ihre Asylverfahren in verschiede-
nen Mitgliedsstaaten durchgeführt werden.

Jeder Asylantrag, der in der Europäischen Union gestellt wird, muss individuell geprüft werden.
Die Dublin-Verordnung gibt Kriterien vor, um zu entscheiden welcher Mitgliedsstaat für die
Bearbeitung eines Asylantrages zuständig ist.
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Aufgrund von patriarchalen Strukturen sind Frauen und Mädchen besonders gefährdet, Diskriminierung, 
Gewalt und Ausbeutung erfahren zu müssen. Diese Gefahr ist um ein Vielfaches höher, wenn sie zum 
Beispiel einer Minderheit angehören und von rassistischen Angriffen betroffen sind. In Krisen- und Kriegs-
gebieten wird sexualisierte Gewalt gegen Frauen als Waffe eingesetzt. Über 20 Millionen Menschen befanden 
sich im Jahr 2019 als Flüchtlinge außerhalb ihres Herkunftslandes. Knapp die Hälfte davon waren Frauen 
und Mädchen. Auf der Flucht sind sie einem sehr hohen Sicherheitsrisiko ausgesetzt, vor allem ohne männ-
liche Bezugspersonen und ohne notwendige fi nanzielle Mittel. Geschützte Unterbringungsformen in den 
Transit- und Aufnahmeländern könnten wesentlich zur Verhinderung von sexualisierter Gewalt beitragen. 

Frauenspezifi sche Fluchtgründe im Asylverfahren 
In der Genfer Flüchtlingskonvention wird geschlechtsspe-
zifi sche Verfolgung nicht gesondert als Asylgrund defi niert. 
Betroffene können aber ihre „Verfolgung aufgrund der 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe“ (Art. I 
Abschnitt A Z 2 GFK) geltend machen. Dadurch verlieren aber 
die anderen Konventionsgründe keineswegs an Bedeutung: 

Begründet eine Frau ihren Asylantrag zum Beispiel damit, dass 
sie wegen Verstößen gegen rigide Kleidungsvorschriften von 
einer islamistischen Miliz bedroht wurde, so kann dies auch als 
Verfolgung aus Gründen der Religion oder der politischen Gesin-
nung ausgelegt werden.

Gerade weil die Asylrelevanz von geschlechtsspezifi scher Verfol-
gung nicht eindeutig geregelt ist, kommt hier der Rechtsprechung 

Foto: Nadja Meister, Diakonie Flüchtlingsdienst 
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Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8)
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält.

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11)
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich.

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder
und ihre Eltern).
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?
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RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15

Zwangsverheiratung ist eine schwerwiegende Menschen-
rechtsverletzung – das wird auch im Asylverfahren so festge-
stellt. In vielen Fällen wird den Betroffenen aber eine innerstaat- 
liche Schutz- und Fluchtalternative zugemutet und die Verfol- 
gungsgefahr nur dem unmittelbar privaten Bereich zugeordnet. 
Oft ist es in Fällen von Zwangsverheiratung ausschlaggebend für 
die Asylgewährung, ob die Betroffene darüber hinaus einer be-
sonderen Gefährdung ausgesetzt ist – zum Beispiel als alleinste-
hende Frau, die einer Minderheit angehört und keine familiäre 
Unterstützung hat. Aktuelle Berichte zur Situation im Herkunfts-
land sind ein wichtiges Beweismittel, um die umfassende Gefähr-
dung der Betroffenen zu belegen. 

In vielen Herkunftsregionen bestimmen repressive Geschlech-
ternormen die Lebensführung von Frauen und Mädchen: Ein-
schränkungen in der Bewegungsfreiheit (ohne männlichen Vor-
mund), begrenzter Zugang zu Bildung und Arbeit, rigide 
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ASYLANTRÄGE VON FRAUEN UND MÄNNERN

besondere Bedeutung zu. In Fällen von privater Verfolgung ist 
außerdem das Vorliegen von staatlichem Schutz oder einer inner-
staatlichen Fluchtalternative ausschlaggebend für die Asylgewäh-
rung: Ist der Herkunftsstaat willens und in der Lage, die betroffe-
ne Frau bspw. vor der oben genannten islamistischen Miliz zu 
schützen? Oder wäre es ihr zumutbar, in einen anderen Landes-
teil zu gehen, um dort in Sicherheit leben zu können? 

Auch familiären Bindungen im Herkunftsland wird im Asylver-
fahren eine Schutzfunktion beigemessen. Aus Sicht der Behörde 
können selbst entfernte Verwandte den Betroffenen Zuflucht und 
Hilfe bieten. Obwohl hier das Risiko von geschlechtsspezifischer 
Ausbeutung und Diskriminierung genau geprüft werden müsste, 
liegt es in der Praxis oft an den betroffenen Frauen, die Behörde 
von ihrer ausweglosen Lage zu überzeugen.

In Österreich wird vor allem Frauen aus Afghanistan, Syrien 
und Somalia ein Schutzstatus zuerkannt, im geringerem Ausmaß 
auch Frauen aus dem Iran, dem Irak und der russischen Föderation. 

Beispiele von frauenspezifischen Fluchtgründen 
FGM (Female Genital Mutilation): Vor allem in den Ländern Soma-
lia, Guinea und Djibouti werden Mädchen dieser schwerwiegen-
den Körperverletzung mit lebenslangen medizinischen und psy-
chischen Folgen ausgesetzt. In Österreich wird die Asylrelevanz 
von FGM überwiegend im Fall von somalischen Mädchen festge-
stellt, die noch keine Beschneidung erlitten haben. Zwar ist FGM 
der somalischen Verfassung nach verboten, es existiert aber 
keine Strafverfolgung. Damit ist FGM auch für Mädchen, die erst 
in Österreich geboren wurden, ein Asylgrund, würde doch im 
Falle einer Ausreise nach Somalia diesen Mädchen die Beschnei-
dung drohen.
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Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andernfalls der Mit-
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen?
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14)

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren.

Welche Rechtsmittel sind gegen eine
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An-
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

Kleidervorschriften und harte Bestrafung bei vermeintlichem 
„sittenwidrigen Verhalten“ sind nur einige Beispiele, wie ihnen 
grundlegende Menschenrechte verweigert werden. Verstöße 
oder gar ein Aufbegehren gegen diese Unterdrückungsformen 
können schwerwiegende Konsequenzen haben. 

Vor diesem Hintergrund wird besonders afghanischen Frau-
en und Mädchen Asyl gewährt. Vorausgesetzt, ihre Lebensfüh-
rung und „Identität“ widersprechen den konservativ-traditionell 
geprägten Geschlechternormen und sie haben deswegen 
schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen in Afghanistan
zu befürchten. 

Herausforderungen im Asylverfahren 
Die Prüfung der Glaubwürdigkeit geht oft mit bestimmten Er-
wartungen seitens der Behörden einher, etwa dass Frauen beim 
Erzählen der Fluchtgeschichte besonders emotional auftreten 
(z.B. weinen) oder umgekehrt – dass sie sich besonders „mo-
dern“ und „selbstbestimmt“ zu präsentieren haben. Oftmals 
wird ihnen Unglaubwürdigkeit unterstellt, wenn sie den zuge-
schriebenen Rollen nicht entsprechen und nicht ausführlich 
alle Fluchtgründe offenlegen. Dabei betreffen besonders ge-
schlechtsspezifische Fluchtgründe oft tabuisierte Themenberei-
che. Auch kann die Scham vor Dolmetscher*innen ein Grund für 
unkonkrete Aussagen im Asylverfahren sein. 

Auf konkrete und eindringliche Fragen der Richter*innen hin 
müssen Frauen ihre Erlebnisse detailliert schildern. Eine komple-
xe Fluchtgeschichte wiederzugeben und zusätzlich den Erwar-
tungen der Richter*innen zu entsprechen, ist für viele Frauen 
schwierig. Einerseits können traumatische Erlebnisse häufig 
nicht realitätsgetreu wiedergegeben werden, andererseits kann 
eine eingehende stundenlange Befragung retraumatisierend 
wirken. Zusätzlich können Beweismittel gefordert werden, um 

die Fluchtgründe glaubhaft zu gestalten. Beweismittel sind oftmals 
nicht vorhanden, schwer zu erlangen oder haben retraumatisieren-
den Charakter. Zum Beispiel kann von Frauen, die unbeschnitten 
von Somalia nach Österreich geflüchtet sind, ein ärztliches Gutach-
ten darüber gefordert werden. Ärztliche Befunde zu Rückoperatio-
nen (Defibulationen) werden zumeist auch den Behörden als  
Beweismittel vorgelegt. Während des Verfahrens ist besonders 
wichtig, dass Frauen mit Fluchtgeschichte ihr Recht auf ein ge-
schlechtersensibles Verfahren geltend machen und ein weibliches 
Team die Befragung durchführt.

Beratung von Frauen mit Fluchtgeschichte
Dadurch, dass viele Frauen Alleinerzieherinnen sind, patriarchale Fami-
lienstrukturen teilweise auch nach dem Asylverfahren kontrollierend 
wirken und traumatische Erlebnisse vor, während oder nach der 
Flucht meist nicht ausreichend bearbeitet wurden, ist es wichtig, Bera-
tung für Frauen mit Fluchtgeschichte anzubieten.

Es muss gewährleistet werden, dass Frauen in einer geschützten 
Umgebung beraten werden, Dolmetscherinnen bei Gesprächen un-
terstützend wirken und ein Ort des Vertrauens geschaffen wird, wo 
ihnen wertschätzend und verständnisvoll begegnet wird. Durch 
professionelle Beziehungen, in denen Vertrauen und Sicherheit vor-
handen sind, können Gewalt und traumatische Erlebnisse themati-
siert und weitere therapeutische oder rechtliche Schritte besprochen 
werden.

Um Frauen in ihrer Selbständigkeit zu unterstützen, ist es wich-
tig, ihnen zu helfen, das österreichische Sozialsystem zu verstehen 
und sich darin zurecht zu finden. Viele Frauen hatten in ihren  
Heimatländern keinen oder nur einen eingeschränkten Zugang zu
Bildung. Passende Bildungsmaßnahmen, die sich auch mit Kinder- 
betreuung vereinbaren lassen, stellen eine wichtige Grundlage für 
eine zunehmend selbständige Alltagsbewältigung dar. 
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Beratungsstellen

ÖSTERREICHWEIT BEI GEWALT 
Frauenhelpline gegen Gewalt (0-24h) 
T 0800 222 555

WIEN
Frauenberatung Wien / 
Diakonie Flüchtlingsdienst 
Muttersprachliche oder dolmetsch-
gestützte Beratung
Nobilegasse 25, 1150 Wien
T 0664 886 328 53
E-Mail: frauenberatung.wien@diakonie.at

Institut für Frauen- und 
Männergesundheit 
Frauengesundheitszentrum FEM Süd 
Kundratstraße 3, 1100 Wien
T 01 60 191 52 01 
E-Mail: femsued.post@wienkav.at 
Web: www.fem.at

LEFÖ – Beratung, Bildung und 
Begleitung für Migrantinnen 
Kettenbrückengasse 15/4, 1050 Wien 
T 01 581 18 81
E-Mail: offi ce@lefoe.at
Web: www.lefoe.at

Orient Express
Beratungs-, Bildungs- und Kultur-
initiative für Frauen mit Migrations-
hintergrund bei Zwangsheirat und 
Genitalverstümmelung
Schönngasse 15-17/2, 1020 Wien
T 01 728 97 25
offi ce@orientexpress-wien.com 
Web: www.orientexpress-wien.com

Peregrina
Bildungs-, Beratungs- und Therapie-
zentrum für Immigrantinnen 
Wilhelm Weber Weg 1, Stiege 2, EG, 
Top 1+2, 1110 Wien
T 01 408 33 52 oder 01 408 61 19
E-Mail: information@peregrina.at 
Web: peregrina.at

Schwarze Frauen Community
Frauenberatung
Stutterheimstraße 16-18/Stiege 2/4. 
Stock/ Büro 24g, 1150 Wien
T 0680 30 20 517
E-Mail: kuermayr@schwarzefrauen.net
Web: www.schwarzefrauen.net

VORARLBERG
FEMAIL – Fraueninformations-
zentrum Vorarlberg e. V.
Marktgasse 6, 6800 Feldkirch
T 05522 310 02 0
E-Mail: info@femail.at 
Web: www.femail.at

NIEDERÖSTERREICH
Migrantinnenberatung St. Pölten
Maximilianstraße 69, 3100 St. Pölten
T 02742 36 65 14
E-Mail: migrantinnenberatung@pgv.at
Web: www.frauenhaus-stpoelten.at

NÖ Frauentelefon
(Beratung in der Muttersprache)
Hilfswerk Niederösterreich
T 0800 800 810

OBERÖSTERREICH
MAIZ
Scharitzerstr. 6-8, 4020 Linz
T 0732 77 60 70
E-Mail: maiz@servus.at
Web: www.maiz.at

KÄRNTEN
Oberkärntner Mädchen- und Frauen-
beratung / Migrantinnenberatung
Schillerstraße 4, 9800 Spittal /Drau
T 0660 244 24 01

WIFF – Frauen- und Familienberatung 
Völkermarkt
Projekt Hera (Beratung für Frauen mit 
Migrationserfahrung)
Herzog-Bernhard-Platz 13
9100 Völkermarkt
T 0676 694 33 19 oder 04232 4750
E-Mail: wiff.vk@aon.at

BURGENLAND
Der Lichtblick
Obere Hauptstraße 1/7 
7100 Neusiedl am See 
T 02167 33 38 
E-Mail: offi ce@der-lichtblick.at
Web: www.der-lichtblick.at 

SALZBURG
Frauentreffpunkt
Frauenberatung Salzburg
Strubergasse 26 / 5. St., 5020 Salzburg
T 0662 87 54 98
E-Mail: offi ce@frauentreffpunkt.at

VIELE – Frauen/Zentrum/Integration
Verein für interkulturellen Ansatz in 
Erziehung und Entwicklung
Rainerstraße 27, 1. St, 5020 Salzburg
T 0662 87 02 11
E-Mail: offi ce@viele.at
Web: www.viele.at

STEIERMARK
Caritas Steiermark – 
Beratungsstelle DIVAN
Beratungsstelle für Frauen und Mäd-
chen mit den Schwerpunkten Zwangs-
heirat und Gewalt im Namen der Ehre 
Mariengasse 24, 8020 Graz 
T 0676 880 15 744

OMEGA
Transkulturelles Zentrum für psychi-
sche und physische Gesundheit 
und Integration
A.-Schweitzer-Gasse 22, 8020 Graz
Telefon: 0316 773 55 40
E-Mail: offi ce@omega-graz.at
Web: www.omega-graz.at

Frauenservice Graz
Lendplatz 38, 8020 Graz
T 0316 71 60 22
E-Mail: offi ce@frauenservice.at

TIROL
Frauenhaus und telefonische 
Beratung
Adamgasse 16, 6020 Innsbruck
T 0512 34 21 12
E-Mail: wohnen@frauenhaus-tirol.at

Frauen aus allen Ländern
Bildungs- und Beratungseinrichtung
Tschamlerstraße 4, 6020 Innsbruck
T 0512 56 47 78
Web: https://frauenausallenlaendern.org

ARANEA – Verein zur Förderung 
feministischer und transkultureller 
Mädchenarbeit
Matthias-Schmid-Straße 10
6020 Innsbruck
T 0677 630 044 54
E-Mail: info@aranea.or.at
Web: www.aranea.or.at
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